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D
reizehn Anfänge hat der
zweite Roman von Olga

Ravn, sie sind nummeriert. Alle
handeln sie davon, dass eine Frau
einen kleinen Sohn bekommen
hat. Das Kind zu gebären ist etwas
anderes, als während der Schwan-
gerschaft darauf zu warten. Das
Kind als neues Wesen zu erleben,
ist nicht zu vergleichen mit der
Vorstellung, die man vorher hat.
Eine Frau in einer Beziehung mit
einem Mann zu sein, unterschei-
det sich vom Leben als Mutter und
Vater. Darüber zu schreiben ist et-
was anderes, als die Veränderun-
gen zu durchlaufen.

Olga Ravns Roman „Meine
Arbeit“ hat eine Handlungslinie,
die sich leicht zusammenfassen
lässt. Aber so stellt sie sich nicht
im Buch dar. Es zeichnet sich
nicht allein durch die verschiede-
nen Anfänge und Fortsetzungen
aus, auch die Chronologie ist auf-
gebrochen, Tonlage und Stil
wechseln. Die Autorin versucht,
einem besonderen Lebensab-
schnitt, einer Zeitwende in der
Biografie einer Frau sprachlich
und mit den Mitteln der Montage
beizukommen – in erzählender
Prosa, mit Protokollen, Tagebuch-
auszügen, szenischer Darstellung
und Lyrik. Sachlich-nüchterne
Passagen wechseln mit bilderrei-
chen, assoziativen; Gespräche fol-
gen auf innere Monologe.

Der Titel weist einerseits auf
die Tätigkeit der Autorin als
Schriftstellerin und Übersetzerin,
er steht zugleich für die Wandlung
der schreibenden Frau zu einer,
die Verantwortung für ein anderes
Leben trägt. „Sorgearbeit“ ist ein
Terminus der feministischen De-
batten unserer Tage. „Wer hat die-
ses Buch geschrieben?“, steht un-
ter dem ersten Anfang. „Ich na-
türlich. Obwohl ich gern das Ge-
genteil behaupten würde.“ Dieses
Ich schlägt vor, dass eine andere
Frau mit Namen Anna die Verfas-
serin sei. Auch Annas Arbeit ist
das Schreiben, doch: „ich habe
das schreiben vergessen/ als den
ort/ an dem ich mich befreien
kann“. Da sie sich den Dingen in
der Welt „nicht über den Haus-
halt, sondern über das Schreiben
nähern“ wollte, fragt sie sich, ob
das Schreiben deshalb auch eine
„Form der Hausarbeit“ sei.

Anna beobachtet sich, wäh-
rend sie schwanger ist, Vorfreude
empfindet, betrachtet sich ge-
meinsam mit dem Neugeborenen,
dem Kleinkind. In jeder dieser
Phasen ist auch Angst dabei. Hin-
ter dem Leben wartet der Tod. In
Tagebuchabschnitten und Klinik-
berichten ist der Vorgang der Ge-
burt so detailliert wiedergegeben,
dass man sich als lesende Mutter
fragt, wie Menschen ohne diese
Erfahrung das aushalten mögen.

Anna stellt dar, wie sich ihr Platz
im familiären Gefüge verschiebt:
Als ihre Mutter zu Besuch kommt,
ist sie ja noch immer deren Kind,
aber gleichzeitig selbst Mutter. Al-
so versucht sie, sich bestimmten
(angenommenen) Erwartungen
entsprechend verhalten, was
letztlich alle drei (auch den Säug-
ling) in die Überforderung führt.

Die Schriftstellerin möchte
sich das Leben aus der Zeit, bevor
sie ein Kind bekam, wieder er-

obern. Was nicht bedeutet, dass sie
ohne das Kind sein will. Obwohl
sie sich manchmal fragt, ob das
diese Bedeutung haben könnte.

Zwar heißt es immer, das
Wort „Rabenmutter“ wäre nur
die Bezeichnung für ein typisch
deutsches Phänomen, doch die
1986 in Kopenhagen geborene
Autorin lässt ihre Anna genau in
dieses Muster rutschen. Es ist die
ständige Furcht, als Mutter nicht
zu genügen, wenn man sich auf
eigene Bedürfnisse besinnt.

In einem Therapiegespräch mit
anderen Frauen sagt Anna, es ma-
che sie wahnsinnig, dass sie das
Kind zu einem bestimmten Zeit-
punkt im Lauf des Tages von der
Krippe abholen müsse. „Es ist, als
ob alle Zeit der Welt zusammen-
schrumpft, schon morgens um
neun fängt der Stress an: Werde
ich es schaffen, ihn rechtzeitig zu
holen?“

Wenn es weiter heißt: „Und
ich verwende unglaublich viel
Kraft darauf, darüber nachzuden-
ken, was Zeit ist“, zeigt das, wie
Ravn auch hier eine weitere Ebene
mit einbaut, eine philosophische.
Anna will einerseits den Sohn
nicht zu spät abholen, „damit er
keinen Schaden davonträgt“, wo-
rin ein Misstrauen gegenüber der
staatlichen Betreuung mit-
schwingt, gleichzeitig will sie ihn
nie wieder abholen. „Und ich
denke, dass mir der Junge leidtut,
weil er mich lieben muss.“

Als das Kind krank wird, häu-
figer Probleme mit den Atemwe-

gen hat, bringt es Anna und ihren
Mann nicht nur an die Grenzen
der physischen Belastbarkeit, son-
dern in eine Phase des erbitterten
Kampfs, eines Psycho-Kriegs. Sie
kämpfen um die Zeit, um die
Möglichkeit, sie selbst zu sein.
„Mit jedem Mal, das sie aus dem
Krankenhaus nach Hause kom-
men, hassen Anna und Aksel ei-
nander intensiver.“ In einer ent-
spannten Phase berichtet sie ihm,
dass sie fürchte, zu anspruchsvoll
zu schreiben. Seine Antwort lässt
sich als Kompliment genauso deu-
ten wie als Beleidigung: „Das Letz-
te, wovor du Angst haben solltest,
ist, anspruchsvoll zu sein, Anna.“

In diesem grandiosen, durch-
schüttelnden Roman sind die
Seelenzustände, die eine Frau,
Autorin, Partnerin in der Rolle als
Mutter durchläuft, in unter-
schiedlich intensive Formen des
sprachlichen Ausdrucks über-
setzt. Wiederholungen bedeuten
mal eine Steigerung, können sich
im Verlauf auch als Entspannung
entpuppen. Olga Ravn erzählt
von Mutterschaft und Gesell-
schaft, aufwühlend und auch be-
freiend. Der zugleich ausufernde
und immer wieder zu einem Kern
hinführende Roman handelt auch
vom Schreiben selbst und nimmt
es als Gleichnis für das Leben. So
wird das Ich zwei Jahre nach der
Geburt die anfängliche Entschei-
dung für die Erzählhaltung infra-
ge stellen: „Die dritte Person ist
eine hilflose Frau.“ Und, nach ei-
ner Leerzeile: „Seht, ich schreibe.
Ich schreibe wieder.“

Es erübrigt sich zu sagen, dass
das Buch auch mehrere Schluss-
kapitel hat. „Was für eine furcht-
bare Sache, Mutter zu werden. Es
ist wie aus einem süßen Traum zu
erwachen, in dem Männer und
Frauen gleich sind“, beginnt der
dritte Schluss ernüchternd. Aber
er steht nicht für die anderen.
Und nicht für das ganze Buch.

Olga Ravn. LÆRKE POSSELT

„Was für eine furchtbare
Sache, Mutter zu werden“
In ihrem Roman „Meine Arbeit“ umkreist die Dänin Olga Ravn

aufwühlend einen fundamentalen Rollenwechsel
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Dazu die Angst. Hinter

dem Leben wartet der Tod

D
as Deutsche Historische In-
stitut (DHI) in Moskau muss

schließen. Es wurde von der rus-
sischen Staatsanwaltschaft als
„unerwünschte Organisation“
eingestuft und reiht sich damit in
das Schicksal von 167 Institutio-
nen ein, die von diesen repressi-
ven Maßnahmen betroffen sind.
Die Webseite des Instituts ist nach
dem Moskauer Beschluss nicht
mehr erreichbar. Das DHI wurde
2005 in Moskau gegründet. Als
Teil der Max Weber Stiftung be-
trieb es eigene Forschungen oder
unterstützte Forschende, die zur
russischen und sowjetischen Ge-
schichte sowie zur deutschen Ge-
schichte und zu den deutsch-rus-
sischen Beziehungen arbeiteten.
Das DHI Moskau förderte dem-
entsprechend Projekte. Ähnliche
Einrichtungen gibt es in Rom,
London oder Paris.

Während ein französisches
Partnerinstitut bereits einen Tag
nach dem russischen Einmarsch
in die Ukraine im Februar 2022 die
Konsequenzen zog und die Arbeit
in Moskau einstellte, blieb das DHI
bis in den Juni 2024 vor Ort. Einen

ähnlich konsequenten Schritt
scheute man offenbar. Allerdings
gingen Teile des Instituts in ein
Netzwerk zur Erforschung des öst-
lichen Europas auf, womit man
zumindest einen halben Schluss-
strich gezogen hat. Das Netzwerk
erstreckt sich über Helsinki, Tbi-
lissi und Vilnius. Dass man gerade
um die Ukraine herum einen wei-
ten Bogen macht, erstaunt dabei,
spielt doch in Kiew, der Stadt, die
als Gründungsort des späteren
russischen Reiches gilt, gerade
jetzt die Musik.

Die Tatsache, weshalb man in
alle möglichen Länder des post-
sowjetischen Raumes geht, aber
nicht in die Ukraine, gilt auch un-
ter Historikern und Historikerin-
nen als bemerkenswert. Warum
gibt es eine DHI-Niederlassung in

Riga oder Tbilissi, aber nicht in
Kiew?, fragt man sich. Wenn man
schon von einem Netzwerk spre-
che, sei die ukrainische Haupt-
stadt ein Standort, wo man zwin-
gend hinmüsse, heißt es.

Dezentrale Perspektiven

Osteuropa-Historiker Jan C. Beh-
rends sagte der FR: „Man sollte
das DHI in Kiew gründen. Da
liegt in den nächsten Jahren un-
sere Zukunft. Das wäre die richti-
ge Konsequenz forschungspoli-
tisch und geschichtspolitisch“,
betont er. „Historische Forschung
war schon lange nicht mehr mög-
lich vom DHI aus“, erklärt Martin
Schulze Wessel auf Anfrage der
FR. „Die Archive sind nur noch
sehr begrenzt offen.“ Das Institut

habe so lange in Moskau ausge-
harrt wie möglich, sagt der Osteu-
ropa-Historiker. „Es hätte auch
selber einen Schlussstrich ziehen
können.“ Behrends, Professor für
osteuroäische Geschichte an der
Viadrina-Universität in Frankfurt/
Oder, sagt: „Seit 2014 habe ich das
skeptisch gesehen. Ich bin der
Meinung, dass man im letzten
Jahrzehnt von keiner Wissen-
schaftsfreiheit in Russland spre-
chen kann.“ Kolleginnen und Kol-
legen seien unterdrückt worden.
„Man hätte sich allerspätestens
2022 zurückziehen müssen“.

Das Forschungsinteresse habe
sich mittlerweile vom Zentrum
des russischen Reiches hin zu den
Peripherien verschoben, sagt
Schulze Wessel, der Professor für
Geschichte Osteuropas an der

Universität München ist und zu-
letzt die vielgelobte Monographie
„Der Fluch des Imperiums“ (C.H.
Beck) vorgelegt hat. „Die dezen-
trale Forschung gewinnt zuneh-
mend an Attraktivität, damit auch
Forschungsstandorte wie Riga
oder Tbilissi oder auch in Zentral-
asien“, betont er.

„Die Forschung tendiert heute
stärker dazu, das russische Zaren-
reich oder die Sowjetunion stär-
ker von den Peripherien her
wahrzunehmen, also den nicht-
russischen Teilen dieser beiden
Imperien, etwa aus dem Kauka-
sus heraus oder vom Baltikum
her. Das sind Perspektiven, die
noch nicht so gut erforscht sind
und die man heute einnehmen
sollte. Man würde es eine dezen-
trale Perspektive nennen.“

Schlussstrich in Moskau
Das Deutsche Historische Institut gilt in Russland als „unerwünschte Organisation“

und muss daher die Forschungsarbeit einstellen. Von Michael Hesse

I
n der politisch-gesellschaftli-
chen Debatte um die Regelung

der Organspende, die im Trans-
plantationsgesetz auch die Gewe-
bespende umfasst, schlägt eine
Bundesratsinitiative jetzt ein neu-
es Kapitel auf. Karl-Josef Lau-
mann (CDU), der Gesundheitsmi-
nister von Nordrhein-Westfalen,
will die Organspende in Deutsch-
land neu geregelt wissen, um
mehr Organe für Transplantatio-
nen zu gewinnen.

Mit der Einführung der soge-
nannten Widerspruchslösung soll
umgesetzt werden, was die Parla-
mentarier des vorherigen Bundes-
tags im Jahr 2020 noch mehrheit-
lich abgelehnt hatten: eine Fest-
schreibung im Transplantations-
gesetz, dass alle Bürgerinnen und
Bürger nach dem Tod als poten-
zielle Organspender gelten, wenn
sie dem nicht zu Lebzeiten aus-
drücklich widersprochen haben.

Statt dieser Regelung bekräf-
tigte der Bundestag im Jahr 2020
die sogenannte Entscheidungslö-
sung, die seit 2013 in Deutschland
gilt, und ergänzte sie um die
Möglichkeit, eine Erklärung zur
Organspende in Ausweisstellen
abzugeben.

Die Krankenkassen schreiben
ihre Mitglieder regelmäßig an
und versorgen sie neutral und er-
gebnisoffen mit Informationen
über die Organspende. Die Bürge-
rinnen und Bürger sollen sich
ausdrücklich und schriftlich do-
kumentiert für oder gegen die Be-

reitschaft zur Organspende ent-
scheiden.

2020 hat der Bundestag ferner
ein Organspende-Register be-
schlossen, in das man sich eintra-
gen kann. Angesichts eines ekla-
tanten Mangels an Spenderorga-
nen und einer großen Diskrepanz
zwischen der grundsätzlichen
Spendebereitschaft und dem
dann auch ausdrücklich erklärten
Willen in der Bevölkerung beab-
sichtigte der Gesetzgeber mit der
Entscheidungslösung, die Zahl
der Organspenden zu erhöhen.

Bereits im Jahr 2011 hatten einige
Bundesländer einen Vorstoß zur
Einführung der Widerspruchslö-
sung unternommen, der jedoch
scheiterte. Da die Entscheidungs-
lösung und weitere Maßnahmen
wie Transplantationsbeauftragte in
den Kliniken oder das Organspen-
de-Register bislang nicht zum er-
hofften Erfolg geführt haben, folgt
jetzt ein neuer Anlauf. Das Ziel: In
Deutschland sollen – wie in ande-
ren Ländern auch, etwa in Öster-
reich oder in Spanien – mehr Ge-
webe und Organe für Transplanta-
tionen zur Verfügung stehen, um
das Leben von Menschen zu retten
oder deren Lebensqualität erheb-
lich zu verbessern.

Ein statistischer Vergleich der
Organspende-Raten in verschie-

denen Ländern zeigt jedoch, dass
es keinen direkten Zusammen-
hang zwischen der Regelung der
postmortalen Organspende und
der tatsächlichen Zahl an Organ-
spenden gibt. Wer also meint, mit
der Widerspruchslösung wäre das
Problem fehlender Spenderorga-
ne gelöst, unterliegt einem Trug-
schluss. Um das nachvollziehbare
und berechtigte Anliegen, mehr
Spenderorgane zu gewinnen, zu
verwirklichen, bedarf es vielmehr
eines ganzen Bündels von Maß-
nahmen. Dazu zählen ein umfas-
sendes, gut funktionierendes
Netzwerk an Transplantationsko-
ordinatoren beziehungsweise
Transplantationsbeauftragten in
den Kliniken, eine hinreichende
Kostenerstattung für die Kran-
kenhäuser oder ein proaktives
Vorgehen bei der Erkennung po-
tenzieller Organspender. Grund-
sätzlich ist ein kultureller Wandel
hinsichtlich der effektiven Bereit-
schaft zur Organspende sehr
wichtig.

Mit der Einführung der Wi-
derspruchslösung würde ein Pa-
radigmenwechsel in der deut-
schen Transplantationspolitik
vollzogen, dessen ethische Impli-
kationen unbedingt mitbedacht
werden müssen. Wenn Karl-Josef
Laumann die Bereitschaft zur Or-
ganspende jüngst als „Liebesbe-
weis an die Menschheit“ bezeich-
net hat, dann greift er damit einen
Gedanken auf, den auch die
christlichen Kirchen vertreten: Es

gibt keine Pflicht zur Organspen-
de. Diese muss vielmehr stets frei-
willig erfolgen und darf nicht
ökonomischen Interessen unter-
liegen. Indem sich die Organspen-
de so als ein Akt der Nächstenlie-
be verstehen lässt, kommt darin
ihr besonderer Charakter als Gabe
zum Ausdruck. Die Organspende
ist ein Geschenk. Sie ist freiwillig
und ungeschuldet. Das heißt: Nie-
mand hat ein Anspruchsrecht auf
Organe eines Menschen nach des-
sen Tod. Und dementsprechend
braucht sich niemand dafür zu
rechtfertigen, postmortal keine
Organe spenden zu wollen.

Eine solche Entscheidung gilt
es zu respektieren. Existenzielle
Motive und Gründe, die zur Ab-
lehnung einer postmortalen Or-
ganspende führen, könnten etwa
sein: die religiöse Überzeugung,
dass die eigenen Organe so eng
mit einem selbst verbunden sind,
dass deren Spende die persönli-
che Identität auch nach dem Tod
in inakzeptabler Weise beschädi-
gen würde; der tiefsitzende Zwei-
fel am Konzept des Ganzhirntod-
kriteriums als notwendige Bedin-
gung für eine postmortale Organ-
spende in Deutschland; oder auch
die Rücksicht auf Angehörige, die
mit einer Organspende des Ver-
storbenen womöglich nicht zu-
rechtkämen.

Wenn ein Mensch tot ist, darf
man mit seinem Leichnam nicht
einfach machen, was man will.
Die Störung der Totenruhe ist ge-
setzlich geregelt. So bedarf es etwa
einer Zustimmung zu Lebzeiten,
dass der eigene Leichnam als Kör-
perspende für die anatomische
Ausbildung von Medizinerinnen
und Medizinern zur Verfügung
stehen kann. Eine Ausnahme bil-
den Obduktionen zur Feststellung
der Todesursache oder im Rah-
men des Infektionsschutzes.

Während im medizinischen
Kontext die „informierte Zustim-
mung“ als Ausdruck der Patien-
tenautonomie ein zentrales recht-
liches und moralisches Prinzip

ist, soll im Falle der postmortalen
Organspende mit der Wider-
spruchslösung das Vorzeichen ge-
ändert werden: Ausdrücklich zu
artikulieren wäre dann die Ableh-
nung, nicht die Zustimmung. Dies
steht jedoch nicht nur in Span-
nung zur ethischen Qualität der
Organspende als Akt der Nächs-
tenliebe, für den ein Mensch sich
bewusst entscheidet, sondern
auch zum Grundsatz der infor-
mierten Zustimmung in der Me-
dizin. Die rechtliche Logik würde
im deutschen Transplantationsge-
setz mit der Widerspruchslösung
also umgekehrt, die ethische
Qualität der Organspende träte in
den Hintergrund.

Angesichts der schrecklichen
Erfahrungen im Nationalsozialis-
mus oder gegenwärtiger Praktiken
von Organraub und Organhandel
in Diktaturen wie China oder
Nordkorea wird die menschenver-
achtende Praxis der Organtrans-
plantation sichtbar, wenn ein
Staat die Menschenrechte nicht
achtet und den Einzelnen gesell-
schaftlichen oder politischen Inte-
ressen unterwirft. Das ist in einem
demokratischen Rechtsstaat nicht
zu befürchten. Gleichwohl ist alles
daran zu setzen, dass eine Einfüh-
rung der Widerspruchslösung bei
uns nicht politisch instrumentali-
siert würde.

Es ist der Gefahr zu wehren,
dass manche dies als Chance nut-
zen könnten, Misstrauen gegen
einen scheinbar übergriffigen
Staat zu säen, der den einzelnen
Bürger und seine Interessen über-
ginge, oder es als ersten Schritt
ansähen, dass der Staat sein
Recht zum Eingriff in den
menschlichen Körper noch weiter
ausdehnt.

Sollte die Widerspruchslösung im
Bundesrat und im Bundestag dies-
mal tatsächlich eine Mehrheit er-
halten, dann wäre Mehreres wich-
tig: eine umfassende und medial
weitreichende Informationskam-
pagne über Anliegen, Zielsetzung
und Regelung der Gewebe- und
Organspende in Deutschland; eine
gesellschaftliche Aufklärung über
die Bedeutung und Relevanz des
Ganzhirntodkriteriums; eine öf-
fentliche Debatte über eine Kultur
der Organspende wie auch die Be-
tonung des Rechts eines jeden,
keine Organe spenden zu wollen;
die Vermeidung unrealistischer
Versprechungen und illusionärer
Vorstellungen von einem erhebli-
chen Zuwachs an Organspenden;
und schließlich – wie erwähnt –
auch die Stärkung einer trans-
plantationsbegünstigenden Praxis
im Klinikwesen.

Die Bundesratsinitiative Nord-
rhein-Westfalens und weiterer
Länder mit ihrer Zielsetzung,
durch eine Änderung des Trans-
plantationsgesetzes mehr Men-
schen mit Organschäden zu hel-
fen, ist zweifelsohne hochzu-
schätzen. Die Widerspruchslö-
sung ist aber nicht nur eine Frage
der Medizin und gesetzlicher Be-
stimmungen. Sie betrifft wesent-
lich auch unser gesellschaftliches
und politisches Miteinander –
und das sollte unbedingt mitbe-
dacht werden.

Jochen Sautermeister ist Professor
für Moratheologie an der katholisch-
theologischen Fakultät der Universität
Bonn. Fragen der Medizinethik gehören
zu seinen Forschungsschwerpunkten.

Ein Geschenk
kann nur freiwillig sein
Die Organspende in Deutschland soll neu geregelt werden –

wer glaubt, mit der „Widerspruchslösung“ seien die Probleme gelöst,

unterliegt einem Trugschluss. Ein Gastbeitrag von Jochen Sautermeister
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Mehr Aufklärung, mehr

Einsicht, weniger Illusionen


